
cilung (§ 171 StGB) auch der Tatbestand des Vertrau- 
ensmißbrauchs (§ 165 StGB) erfüllt, wenn dadurch dem 
Betrieb ein bedeutender wirtschaftlicher Schaden zuge­
fügt oder erhebliche persönliche Vorteile erlangt wur­
den.
2. Die Erheblichkeit des persönlichen Vorteils L S. des 
8 165 StGB ergibt sich aus der Summe von ungerecht­
fertigten Zahlungen, die der Täter an sich und andere 
Personen veranlaßt hat.
3. Zur Strafzumessung bei Falschmeldung und Vorteils­
erschleichung in Tateinheit mit Vertrauensmißbrauch.
OG, Urteil vom 30. August 1973 — 2 Zst 14/73.

Der Angeklagte war seit 1967 im VE Bau- und Mon­
tagekombinat, Kombinatsbetrieb A., als Hauptbuch­
halter tätig. Im April 1971 wurde er durch die Leiterin 
der Betriebsabrechnung darauf hingewiesen, daß der 
Ist-Materialverbrauch wesentlich höher lag als der ge­
plante. Der Angeklagte erteilte darauf die Weisung, 
durch Umbuchungen das verbrauchte Material als La­
gerbestand auszuweisen. Die planwidrige Erhöhung des 
Materialverbrauchs setzte sich in den folgenden Mona­
ten in gleicher Weise fort. Auf Veranlassung des An­
geklagten wurden trotz der damit verbundenen Ver­
schlechterung des Betriebsergebnisses weiterhin monat­
lich die Konten Materialkosten und Materialbestand 
durch Falsch buchungen abgestimmt, um eine Erfüllung 
des Gewinnplans vorzutäuschen.
Auf der Grundlage der Falschbuchungen wurden in der 
Zeit von April bis November 1971 die monatlichen bzw. 
vierteljährlichen Berichterstattungen an die Leitung des 
Kombinats und an die Staatliche Zentralverwaltung für 
Statistik falsch vorgenommen. Die Finanzberichterstat­
tungen, für deren Richtigkeit der Angeklagte gemäß § 6 
Abs. 2 und 3 der HauptbuchhalterVO vom 20. Januar 
1971 (GBl. II S. 137) die Verantwortung trug, enthielten 
falsche Angaben. In Kenntnis der tatsächlichen Betriebs­
ergebnisse wurde damit eine ständige Gewinnplaner­
füllung durch den Kombinatsbetrieb vorgetäuscht. Nach 
Aufdeckung der Manipulationen wurde festgestellt, daß 
der Betrieb seinen Gewinnplan zum 31. Dezember 1971 
um insgesamt 3,7 Millionen M nicht erfüllt hatte.
Der Angeklagte unterließ es bewußt, die Leitung sei­
nes Betriebes über die Diskrepanzen zwischen dem ge­
planten und dem tatsächlichen Materialverbrauch zu 
informieren. Ihm war bekannt, daß sich bei der Nicht­
erfüllung des Gewinnplans die leistungsabhängigen Ge­
haltszuschläge verringern. Auf der Grundlage der von 
ihm veranlaßten Falschbuchungen zahlte der Betrieb 
ungerechtfertigt leistungsabhängige Gehaltszuschläge in 
Höhe von 30 200 M. Der Angeklagte erhielt ebenfalls un­
gerechtfertigt einen erhöhten leistungsabhängigen Ge­
haltszuschlag. Für die durch die Falschbuchungen aus­
gewiesenen Überplanbestände mußte der Betrieb, was 
dem Angeklagten bekannt war, zusätzlich Produk­
tionsfondsabgabe und Zinsen an die Industrie- und 
Handelsbank zahlen.
Auf Grund dieses Sachverhalts verurteilte das Bezirks­
gericht den Angeklagten wegen mehrfacher Falschmel­
dung und Vorteilserschleichung (Vergehen nach § 171 
Ziff. 1 und 3 StGB) auf Bewährung. Die Bewährungszeit 
wurde auf ein Jahr festgesetzt. Für den Fall der schuld­
haften Nichtbewährung wurde eine Freiheitsstrafe von 
neun Monaten angedroht.
Gegen dieses Urteil richtet sich der zuungunsten des 
Angeklagten gestellte Kassationsantrag des Präsidenten 
des Obersten Gerichts, mit dem teilweise fehlerhafte 
Gesetzesanwendung und eine gröblich unrichtige Strafe 
gerügt werden. Der Antrag hatte Erfolg.

Aus den G r ü n d e n :
Die Sachverhaltsfeststellungen des Bezirksgerichts wer­
den vom Kassationsantrag nicht angegriffen. Es ist 
daher von diesen Feststellungen auszugehen.
Soweit das Bezirksgericht die vom Angeklagten in 
26 Fällen im Rahmen seiner Verantwortung als Haupt­

buchhalter bewußt falsch vorgenommenen Bericht­
erstattungen als mehrfache Falschmeldung und Vor­
teilserschleichung (Vergehen gemäß §171 Ziff. 1 und 3 
StGB) rechtlich beurteilt hat, ist dieser Rechtsauffas­
sung zuzustimmen. Das Bezirksgericht hat zutreffend 
dargelegt, daß der Angeklagte als leitender Mitarbeiter 
des VE Bau- und Montagekombinats, Kombinats­
betrieb A., im Rahmen seiner Verantwortung als 
Hauptbuchhalter vorsätzlich falsche Berichterstattungen 
vomahm, um erhebliche Mängel zu verdecken und zum 
Nachteil für die Volkswirtschaft erhebliche, ungerecht­
fertigte wirtschaftliche Vorteile für den Betrieb zu er­
wirken. Seine Handlungen führten zu einer lang wäh­
renden Duldung von Mißständen, die notwendige Maß­
nahmen zur Senkung der Kosten, die Erschließung der 
volkswirtschaftlichen Reserven durch ökonomische Ma­
terialausnutzung und effektive Gestaltung der Mate­
rialstruktur bzw. Nutzung der Grundfonds und Aus­
rüstungen verhinderte.
Der rationelle Einsatz und die effektive Verwendung 
von Rohstoffen, Werkstoffen und Material, der wirt­
schaftliche Umgang und die Senkung des spezifischen 
Verbrauchs an Material gewinnen immer entscheiden­
dere Bedeutung für die Erhöhung der Effektivität und 
das Wachstumstempo der Produktion. Die Durchsetzung 
dieser Erkenntnis ist eine erstrangige Aufgabe für 
jeden Leiter und leitenden Mitarbeiter in den sozia­
listischen Betrieben. Die Handlungen des Angeklagten 
haben der Verwirklichung dieser Aufgabe im Kombi­
natsbetrieb A. in sehr erheblichem Umfang entgegen­
gewirkt.
Das Bezirksgericht hat bei der Beurteilung der Tat­
schwere der mehrfachen Falschmeldung und Vorteils­
erschleichung richtig hervorgehoben, daß eine wahr­
heitsgemäße und vollständige Information für die Pla­
nung und Leitung der Volkswirtschaft immer größere 
Bedeutung erlangt. Damit die volkseigenen Betriebe, 
Kombinate und WBs ihren maximalen Beitrag zur Er­
höhung des materiellen und kulturellen Lebensniveaus 
des Volkes auf der Grundlage eines hohen Entwick­
lungstempos der sozialistischen Produktion, der Erhö­
hung der Effektivität, des wissenschaftlich-technischen 
Fortschritts und des Wachstums der Arbeitsproduk­
tivität leisten , können, müssen die angeordneten Be­
richterstattungen die konkreten gesellschaftlichen Ver­
hältnisse objektiv widerspiegeln und wahrheitsgetreu 
sein. Verletzungen der Grundsätze des Berichtswesens 
erfordern deshalb die unverzügliche Wiederherstellung 
der sozialistischen Gesetzlichkeit und in den Fällen der 
vorsätzlich unrichtigen oder unvollständigen Bericht­
erstattung, um erhebliche Mängel zu verdecken oder 
erhebliche wirtschaftliche Vorteile für den Betrieb zum 
Nachteil der Volkswirtschaft zu erwirken, auch die 
strenge strafrechtliche Ahndung.
Mit der Verurteilung des Angeklagten wegen Falsch­
meldung und Vorteilserschleichung war das strafrechts­
widrige Verhalten aber nicht umfassend rechtlich be­
urteilt und die Gesellschaftsgefährlichkeit nicht aus­
reichend charakterisiert. Wenn vom erstinstanzlichen 
Gericht in der rechtlichen Beurteilung hervorgehoben 
wurde, daß es dem Angeklagten darum ging, durch die 
unrichtige Berichterstattung erhebliche ungerechtfer­
tigte Vorteile für den Betrieb zu erwirken (§ 171 Ziff. 3 
StGB), so waren — wie auch das Bezirksgericht erkannt 
hat, indem es auf den zugleich entstandenen erheb­
lichen wirtschaftlichen Schaden des Betriebes hinweist 
— damit nicht der Charakter und die Schwere des ge­
samten strafrechtswidrigen Verhaltens erfaßt. Dem An­
geklagten ging es neben der Verdeckung der Mängel 
nicht nur um erhebliche wirtschaftliche Vorteile für 
den Betrieb, sondern — wie das gleichzeitige Hinneh­
men von erheblichen Verlusten zeigt — durch die Vor-
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